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Die nichtſtaatlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten .

3. Verordnung des Miniſteriums des Innern

vom 12. Dezember 1917 — SchVOBl . 1918 Nr . 1.

privaten gewerblichen und kaufmänniſchen Fachunterricht

betreffend .
Den

esratsverordn
ichen und kaufmänni

683 ) wird , hinſid

181
S

Zum Vollzug der Bur

über den privaten gewerbl

( Reichs⸗Geſetzblatt Seite

zu § 9 mit Ermäch

Dezember 1917 , mit ſofortiger

d
3
Ql

( 1) a ) Landes
ordnung
das La

en oder ke
id durch

Bezirk die Ar

werbl
ſoll ,
deſſen
Land
reichen .

8

ewerbeamt

95 4 ( RAIE 11
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Zuname , Gebu

höri t.
ſon oder ei
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und es ſind die

Organe anzugeben ;
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I. die Bezeichnung der Anſtaltsräume ;
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nehmer nicht ſelbſt der 1

ſämtlicher Lehrer der
Vor⸗ und Zuname ,
Staatsangehörigkeit ;
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1VO. desMiniſteriums des Innern vom 12. Dezember 1917 . §

6. Angabe der Lehrmittel , die der Schule zur Ver⸗
fügung ſtehen ;

die Angabe , ob die Schule nur für männliche oder
weibliche Perſonen oder für beide GeſchHechter be⸗
ſtimmt iſt, und ob mit ihr ein Internat verbunden
werden ſoll ;

8 . die Bezeichnung der öffentlichen Schulgattung , deren

Ziele die Anſtalt verfolgt oder weiter ausgeſtaltet ;

zeſtimmungen über Aufnahme und Entlaſſung der
hüler , Ar llung von Zeugniſſen , Angaben über

die Höhe des ulgeldes in den einzelnen Fächern .

9. 2

8.N 18ft

über die ſittliche Würdigkeit des
Leiters und ſämtlicher Lehrer ;

ng des Leiters und

Unterrichtserteilung ;

0 ter die zum Be⸗

beſitzt ;
3. der Nachn

triebe der

4. der vollſtändige Lehrpfen
5, Lageplon , Grund⸗ und Aufriſſe der Anſtaltsräume

einſchließlich der für das Internat beſtimmten , im

Maßſtab von mindeſtens 1 : 100 .

c) Wer an einer ſolchen Anſtalt unterrichten will , hat
durch den Anſtaltsleiter durch Vermittelung des Be⸗

zirksamts ein Geſuch um Erlaubnis zur Unterrichts⸗

erteilung an das [ Landesgewerbeamt Abteilung III

richten .

Dem Geſuche ſind beizulegen :

1. der Nachweis über die ſittliche Würdigkeit ;

2. der Nachweis über die Befähigung zur Unterrichts⸗

an der betreffenden Anſtalt .

r Befähigungnachweis kann geliefert werden :

. Birch den Nachweis der Anſtellungsfähigkeit an

ſtaatlichen Schulen der gleichen Art ;

durch den Nachweis einer ausreichenden allgemeinen

und beruflichen Bildung ;

3. wenn der Geſuchſteller die in Ziffer 1 und 2 ver⸗

langten Nachweiſe nicht erbringen kann , durch eine

beſondere Prüfung .

Die Prüfungsgebühr beträgt üie635
erſte Fach

40 / und für jedes weitere Fach je 20 AJ. Vor Be⸗

ginn der Prüfung iſt der Betrag der Wrfunasga
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10 der Anſtalt erforderlichen Vorausſetzungen in Weg⸗
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An Stelle des Miniſteriums des Innern tritt nach dem Geſetz vom

April 1919 über den Geſchäftskreis der Miniſterien ( Seite 236) das

HM. das auch die in der Bunde⸗ sratsverordnung den Be hörden und in

dieſet VoO. dem Landesgewerbeamt — Abteilung I1 — übertragenen

Zuſtändigkeiten wahrzunehmen hat .

Zu § S 2 bis 4.

à ) Wenn kein Bedürfnis für die Unterrichtserteilung beſteht,
iſt die Erlaubnis zu verſagen .

P) De gleichzeitige Be trieb des Gewerbes eines Stellenbek⸗

mittlers iſt unzuläſſig .
Mit der gegebenen Erlaubnis 3 zugleich der Name der
lnſtalt feſtgelegt . Der Name iſt

ſo
zu faſſen , daß Verwechs⸗

lu igen mit öffentlichen Lehionſtälfen ausgeſchloſſe n ſind.

In jedem muß der Name den ausgeſchriebenen Zu⸗
ſatz „Privat “ enthalten . Abkürzungen wie „priv . “ unt

93 d. UM. vom 12. Januar 1921 — Geſ . u. VoBl . Seite 10.
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Vo. des Min . des Innern vom 12. De zember 1917 . Zu § 5. 559

irreführend nicht geſtattet . Die An⸗

inen Zuſatz wie „ſtaatlich anerkannt ,

t, unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehend “

dergleich en
ſtalten dürf
ſtaatlich konzeſſio

Alound dergleichen
Erlaubnis zur Privatunterrichts⸗

116 kaufmänniſchen Fächern
vriften ſinngemäße Anwendung .

oder zur Leitung erliſcht , wenn

Auf L
erteilung in
haben , finden

d) 0

Monaten nach Zuſtellung des

röffnet wird oder wenn der Betrieb

Aleiche Dauer geruht hat .

für die einzelnen Lehrer hat nur für

1 ofern die Lehrer nicht von dem Unter⸗

nehme längeren Zeitraum hauptamtlich feſt an⸗

geſtellt ſind .

e) Gibt ein Unternehmer ſeine Schule auf , ſo hat er davon

er Behörde Anzeige zu erſtatken ebenſo wenn im Lehr⸗

oder Lehrplan Veränderungen vorgenommen

8 5.

Gegen Be des Landesgewerbeamtes ! ] durch welchen

die Erlaubnis ver odeer ier Bedingungen erteilt oder zu⸗

rückgenommen wird , iſt Pi 14 Tagen von der Zuſtellung des

Beſcheids an Beichwerde an das [ Miniſterium des Innern ] zu⸗

läſſig .

Die Beſchwerde geht , da der Beſcheid von dem UM. erlaſſen wird ,

an das StM .

a) Die Schulinhaber haben fortlaufende Liſten zu führen , aus

denen die vollſtändigen Perſonalien , Wohnung , Beſchäfti⸗

gung , Tag des Eintritts und Austritts der Schüler erſicht⸗ 1
lich ſind . 55

b) Die Führung des Titels „ Direktor “oder „ Rektor “ iſt dem E
Unternehmer oder Leiter nicht geſtattet .

c) Die Lehrer dürfen ſich nur W als Gewerbe - oder

delslehrer mit oder ohne den Zuſatz „ Privat “ bezeichneen,

wenn ſie dieBerechtigung dazu durch Ablegung einer ſtaat⸗

lichen 8 r Sochſchul prüfung nachgewieſen haben .

) Das Beſtehen der beſonderen Prüfung gibt dem Prüfling

nicht das Recht , ſich Gewerbe - oder Handels ſlehrer zu 3

nennen .
f
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Die nichtſtaatlichen Lehr — und Erziehungsanſtalten .

e) Marktſchreieriſche oder auf Täuſchung der Offentlichkeit

berechnete Anpreiſung , ſowohl in Ausſchreiben als in

Werbeſchriften , iſt unterſagt .

) Alle privaten gewerblichen und kaufmänniſchen Schulen

unterſtehen der allgen leinen Staatsaufſicht . Den mit der

Aufſicht betrauten Perſonen iſt jederzeit der Beſuch

Anſtalt zu geſtatten . Die Aufſichtsperſonen haben das

Recht , an Leiter , Lehrer Schüler Fragen bezüglich des

Schulbetriebs , der berr uflic en Beſchäftigung der Schüler

und dergleichen zu richten , Einſicht in die Liſten und

Schülerarbeiten zu nehmen und wahrheitsgemäße Aus⸗

kunft über alle den Schulbetrieb betreffenden Fragen zu

verlangen .

Vor Erteilung der Erlaubnis dürfen Anzeigen über die

bevorſtehende Eröffnung der hule nicht erfolgen , auch

darf der Betrieb nicht vorher eröffnet werden

Die beſtehenden und der neuen Genehmigungspflicht nicht

unterworfenen Anſtalten haben diejenigen Veränderungen ,

hauptſächlich beziinlich
der Namengebung , die durch dieſe

Vollzugsverordnung gefordert werden , innerhalb einer

Friſt von 8 Monaten zu treffen .

00

Zu 8 9.

Für die Dauer der Geltung der Bundesratsverordnung vom

2. Auguſt 1917 über den privaten gewerblichen und kaufm nänni⸗

ſchen Fachunterricht treten hinſichtlich des darin erwähnten Schul⸗

und Privatunterrichts die
Vorſchrift

in 8
5 Ziffer 3 der Landes⸗

herrlichen Verordnung vom 8 . Auguſt 1910 , die Zufiſtändigkeit der

Verwaltungsbehörden in Bezug auf 905 Schulgeſetz betreffend

( Geſetzes - und Verordnungsblatt Seite 453) , ſowie die Vorſchriften

der Verordnung der Miniſterien des Kultu⸗is und Unterrichts und

des Innern vom 11. März 1913 , die nichtſtaatlichen Lehr⸗ und Er⸗

ziehungsanſtalten betreffend ( Geſetzes - und Verordnungsblatt
Seite 198 ) , außer Wirkſamkeit .

Das UM. hat zur Ergänzung der vorſtehenden VO. unterm 19. Mai

1917 — ABl . Nr . 242 —nachſtehende VO. erlaſſen .

In Ergänzung der Verordnung des Miniſteriums des Innern
vom 12. Dezember 1917 , den privaten gewerblichen und kauf⸗

männiſchen Fachunterricht betreffend ( Geſetz - und Verordnungs '

blatt Seite 431 , ecdee att 1918 Seite ) , wird zu

§ § 1 bis 4 auf Grund des § 1 Abſatz 3 der Bundesratsverordnung
vom 2. Auguſt 1917 über den privaten gewerblichen und bauf,



Vo. des Min . des Innern vom 12. Dezember 1917. Zu § 9. 5615
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Eine weiter Auslegune
Erteilung d

d
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auch dann erforderlich ſei , wenn die Teilnehmerinnen an dem Unterricht

8 hierdurch zu erwerbenden Kenntniſſe und Fertigkeiten nicht als ge⸗
werblich oder kaufmänn ngeſtellte verwend en wollen , ſondern nur für
5 hauswirtſchaftliche 2 5 treben , würde über

den Rahmen der Befugniſſe hi ausgehen„diee in der Vo . des Bundesrats

der Landeszentralbehörde eingeräumt ſind
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